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B e r i c h t  Nr. G 568/19 

für die Sitzung der städtischen Deputation für Kinder und Bildung am 16.12.2016 

unter Verschiedenes 

Vergabe von Bauaufträgen zur Errichtung von Kindertagesstätten 

A. Problem 

Die Abgeordneten Dr. Thomas vom Bruch und Sandra Ahrens, Fraktion der CDU, haben 

schriftlich darum gebeten, der Deputation möglichst zur Sitzung der Deputation am 

16.12.2016 ein von einem neutralen Gutachter zu erstellendes Gutachten zu der Frage 

vorzulegen, ob für den Bau von Kindertageseinrichtungen durch Investoren eine 

Ausschreibung innerhalb der EU erforderlich ist oder nicht.   

B. Lösung / Sachstand 

Vergaberechtlich relevant sind die Fallgestaltungen bei Eigentumsübertragungen 

(Verkauf/Erbbaurecht) von städtischen Grundstücken zum Zweck des Baus von 

Kindertagesstätten durch einen Investor. 

Die Senatorin für Kinder und Bildung hatte zur Klärung der Vergaberechtsfolgen in gleicher 

Sache bereits im September dieses Jahres bei einer Bremischen Anwaltskanzlei die Erstellung 

einer Expertise zu dem Thema beauftragt.  

Hierin findet sich zu der Ausschreibungspflicht bei Investorenmodellen in Variante 2 die 

Konstellation bei Verkauf eines städtischen Grundstücks an einen Investor mit der 

Verpflichtung, unter Wahrung von Vorgaben, auf diesem Grundstück eine Kindertagesstätte 

zur Verfügung zu stellen.  

Zu den möglichen Vergaberechtsfolgen bei Investorenmodellen ist diese nunmehr 

überarbeitete  Expertise um eine weitere, achte Variante  erweitert worden, in der sich ein 

privater Investor verpflichtet, eine Kindertagesstätte auf eigenes Risiko zu bauen und zu 

betreiben. Diese Unterscheidung stellt einen Unterfall zu Variante 2 dar. Je mehr die 

Stadtgemeinde Bremen bei dieser Variante auf Bau und Betrieb Einfluss nimmt, desto stärker 

ergibt sich eine vergaberechtliche Verpflichtung entsprechend Variante 2.  



Als vergaberechtlich nicht relevant gelten Fallgestaltungen, in denen private Gebäude der 

Stadtgemeinde zur Miete angeboten werden, unabhängig davon, ob sie zu dem Zweck gebaut 

werden oder schon bestanden haben. Auch diese Fälle werden als sog. Investorenmodelle 

bezeichnet. 

 

Es ist zwischen Immobilien Bremen und der Senatorin für Kinder und Bildung verständigt, je 

nach Fallkonstellation der Grundstücke unterschiedliche Verfahren anzuwenden. Neben der 

Wirtschaftlichkeit gilt die Maßgabe der Schnelligkeit bezogen auf den voraussichtlichen 

Gesamtzeitraum der Realisierung der KITA-Projekte. 

Die Expertise ist als Anlage beigefügt.  
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